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CDAS Confèrence des directrices et dirceteurs cantonaux des affaires sociales
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Noch bevor konkrete Zahlen aus dem «Look-back» vorlagen, stellte das SRK den neu
gegründeten AIDS-Solidaritätsfonds vor, der mit einem Aufpreis von knapp 5 Prozent
auf Blutkonserven finanziert wird. Laut dem Fonds-Reglement erhält Beiträge, wer
erwiesenermassen mit dem AIDS-Virus infizierte Blut- oder Plasmapräparate des SRK-
Blutspendedienstes erhalten hat, indirekt durch einen Empfänger eines infizierten
Präparates angesteckt wurde oder gegenüber einer direkt oder indirekt angesteckten
Person unterhaltspflichtig ist. Die SRK-Beiträge sollen den Betroffenen in Ergänzung zu
Versicherungs- und Fürsorgeleistungen die Weiterführung eines menschenwürdigen
Lebens ermöglichen. Die SRK-Entschädigungen werden ohne Rechtspflicht im Sinne
einer sozialen Massnahme erbracht. 1

ANDERES
DATUM: 27.03.1993
MARIANNE BENTELI

Sozialhilfe

In Basel gründete die Caritas den ersten «Carisatt-Laden», in welchem Bedürftige
verbilligte oder gratis abgegebene Waren beziehen können. Bewährt sich das
Pilotprojekt, so soll eine Ladenkette in der ganzen Schweiz aufgezogen werden. 2

ANDERES
DATUM: 07.06.1992
MARIANNE BENTELI

Vor dem zweiten UNO-Sozialgipfel in Genf  verlangten Hilfswerke, Gewerkschaften und
Sozialämter vom Bundesrat ein Programm gegen die schleichende Verarmung
zunehmender Bevölkerungsteile in der Schweiz, die trotz Vollzeitbeschäftigung ihren
Lebensunterhalt nicht mehr ohne Sozialhilfe bestreiten können. (Siehe dazu auch hier) 3

ANDERES
DATUM: 10.06.2000
MARIANNE BENTELI

Im März wurde der Bericht der Bundespolizei über das Attentat von Luxor (Ägypten) von
1997 veröffentlicht. Vorbehältlich völlig neuer Erkenntnisse oder der Verhaftung des
Hauptverdächtigen ist damit der Straffall für die Bundesbehörden abgeschlossen. 78
vom Attentat betroffenen Personen wurden vom Luxor-Fonds des Bundes, der für
Schäden aufkommt, die weder durch Sozial- und Privatversicherungen noch durch das
Opferhilfegesetz abgedeckt sind, insgesamt 4,5 Mio Fr. zugesprochen. 4

ANDERES
DATUM: 19.09.2000
MARIANNE BENTELI

Vier Jahre nach dem Terroranschlag von Luxor (Ägypten) konnte die Entschädigung der
Opfer abgeschlossen werden. Im Oktober wurden die letzten 876'000 Fr. aus dem von
den beiden betroffenen Reiseveranstaltern, acht Privatversicherungen, SUVA, AHV/IV,
16 Kantonen und den Geschädigten gegründeten Luxor-Fonds verteilt. Insgesamt
erhielten 78 Personen 4,7 Mio Fr. Der Fonds kam für Schäden auf, die weder durch
Sozial- und Privatversicherungen noch durch das Opferhilfegesetz gedeckt waren. 5

ANDERES
DATUM: 11.10.2001
MARIANNE BENTELI

Das Bundesamt für Sozialversicherung lud am 23. Mai zu einer Nationalen
Armutskonferenz ein. Gesucht wurden Wege und Handlungsstrategien gegen Armut
und soziale Ausgrenzung. An der Konferenz trat auch Bundespräsident Couchepin auf,
der aber keine neuen Ideen vorstellte, sondern die subsidiäre Aufgabe des Staates
unterstrich und der Einführung eines generellen Mindestlohnes einmal mehr eine
Absage erteilte. Die Forderung nach einer ständigen Kommission zur Ausarbeitung und
Umsetzung einer kohärenten nationalen Politik zur Bekämpfung der Armut nahm er
nicht auf. In Anwesenheit von in- und ausländischen Wissenschaftern und
Wissenschafterinnen, Vertretern und Vertreterinnen von Hilfswerken, den
Sozialpartnern sowie von Bundes- und Kantonsbehörden wurde insbesondere über die
statistische Messung sozialer Phänomene, den Zugang zu materieller Hilfe, die
Auswirkungen von Armut auf die Gesundheit, Armut als Folge von Migration sowie
Bildung und Arbeit als Mittel gegen Armut diskutiert. Ergebnis der Tagung war die
Forderung nach Erstellung eines nationalen Aktionsplans, ähnlich den Ländern der EU,
mit welchem der Bundesrat alle Bürgerinnen und Bürger zur Bekämpfung der Armut
mobilisieren soll. 6

ANDERES
DATUM: 23.05.2003
MARIANNE BENTELI
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Die Präsidenten des Verbandes schweizerischer Arbeitsämter (VSAA), der
Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) und der schweizerischen IV-Stellen-
Konferenz plädierten Anfang Jahr für eine bessere Kooperation unter den
Organisationen der sozialen Sicherheit. Sie forderten die Einrichtung medizinischer
und arbeitsmarktlicher Assessment-Zentren, damit die Abklärungen zur Reintegration
von Menschen, die aus dem Arbeitsmarkt zu fallen drohen, möglichst früh erfolgen
können. In solchen Zentren soll rasch entschieden werden, wie eine betroffene Person
am besten wieder in den Arbeitsmarkt integriert werden kann. Dabei wäre auch zu
klären, welcher Zweig der sozialen Sicherung – Invalidenversicherung,
Arbeitslosenversicherung oder Sozialhilfe – die Massnahmen durchzuführen und zu
finanzieren hat. Von einem solchen gemeinsamen Vorgehen erwarten die Verbände
mehr Effizienz und damit tiefere Kosten. Nach Angaben der drei Verbände beziehen in
der Schweiz durchschnittlich rund 145'000 Personen Leistungen aus der
Arbeitslosenversicherung, ungefähr 260'000 Menschen erhalten eine IV-Rente und ca.
300'000 werden ganz oder teilweise mit Leistungen aus der Sozialhilfe unterstützt.
Bezieht man die Familienmitglieder mit ein, sind rund 10% der Bevölkerung auf eines
der drei Auffangnetze der sozialen Sicherheit angewiesen.(Zur 5. IV-Revision, die
ebenfalls auf eine rasche Reintegration in den Arbeitsmarkt setzt, siehe hier) 7

ANDERES
DATUM: 04.01.2005
MARIANNE BENTELI

Am 22. Mai 2014 besetzte die Mitgliederversammlung das Präsidium der SKOS neu und
hob damit Therese Frösch sowie Felix Wolffers ins Amt. Erste Anstrengungen wird
dieses Co-Präsidium im Rahmen der Weiterentwicklung der teilweise umstrittenen
SKOS-Richtlinien unternehmen müssen. Hierbei gilt es, die Kantone und Gemeinden an
einen Tisch zu bringen. Frösch ist alt-Nationalrätin (gp, BE) und alt-Sozialvorsteherin
der Stadt Bern. Wolffers leitet das Sozialamt der Stadt Bern. 8

ANDERES
DATUM: 22.05.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die SKOS gab Ende 2014 bekannt, für das folgende Jahr auf Anpassungsempfehlungen
an die Kantone bezüglich eines Teuerungsausgleichs beim Grundbedarf für den
Lebensunterhalt in der Sozialhilfe zu verzichten. Der Teuerungsausgleich bei den
Ergänzungsleistungen (EL) von AHV und IV gibt vor, inwiefern die Leistungen der
Sozialhilfe ebenfalls angepasst werden. Da seit 2011 der Grundbedarf für den
Lebensunterhalt in der Sozialhilfe an den Bedarf der EL geknüpft ist und zweijährlich in
Koordination mit den Sozialdirektoren (SODK) der Kantone festgelegt wird, sollte auch
heuer eine Anpassung vorgenommen werden. Der Bundesrat hatte jedoch lediglich eine
minime Anpassung bei den EL von 0,4 Prozent beschlossen, weshalb für die Sozialhilfe
kein Angleich vorgenommen wurde. Dies geht auf einen Entscheid des Vorstandes der
SKOS zurück, der beschlossen hatte nur Anpassungen vorzunehmen, wenn die
Teuerungsanpassung der EL 0,5 Prozent übersteigt. Derart geringe Veränderungen sind
mit einem nicht zu rechtfertigenden administrativen Aufwand verbunden. Zudem sei
eine so marginale Anpassung auch sozialpolitisch vertretbar. 9

ANDERES
DATUM: 16.10.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe SKOS  gab Anfang 2015 bekannt, dass sie
ihre Richtlinien einer Teilreform unterziehen werde. Damit reagierte sie auf die
anhaltende Kritik an den Richtlinien. Weitere Gründe für eine Teilreform seien, dass die
letzte Anpassung bereits zehn Jahre zurückliege und dass es nun Anlass zu einer
Verarbeitung der inzwischen gewonnenen Erfahrungen gebe. Auf Jahresbeginn 2016
sollten die neuen Richtlinien Gültigkeit erlangen und darauf hinzielend eröffnete die
SKOS eine verbandsinterne Vernehmlassung, welche zwischen Februar und März 2015
vonstatten ging. Über 900 Mitglieder wurden dazu eingelanden.

Grundsätzliche Ansatzpunkte der Revision betrafen den Grundbedarf, die finanziellen
Möglichkeiten und die Sanktionsmöglichkeiten. Ein fundamentaler Umbau der
Sozialhilfe oder eine Totalrevision der Richtlinien sei gegenwärtig nicht angezeigt,
jedoch gebe es einen gesamtschweizerischen Koordinationsbedarf. Einheitliche
Richtlinien helfen, einerseits Rechtsgleichheit zu garantieren und andererseits einen
„sozialpolitisch schädlichen Standortwettbewerb” zu verhindern, so die SKOS in ihrer
Medienmitteilung zum Auftakt der Vernehmlassung. Man lasse den Kantonen und
Gemeinden Möglichkeiten offen, die Richtlinien nach eigenen Bedürfnissen und
gemessen an lokalen Rahmenbedingungen auszulegen. Kernpunkt und Ziel der
Sozialhilfe sei die Existenzsicherung, so soll den Empfängerinnen und Empfängern die
Teilnahme am Sozial- und Erwerbsleben ermöglicht werden. Das „soziale
Existenzminimum” diene dafür als Bemessungsgrundlage, erklärte die SKOS weiter.
Offen war der Umgang mit den Kriterien zur Ermittlung des Grundbedarfs und die

ANDERES
DATUM: 30.01.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Weiterführung von Anreizelementen, wie dem Einkommensfreibetrag, der
Integrationszulage und der minimalen Integrationszulage, die in den Kantonen
unterschiedlich angewendet wurden. Ein sehr entscheidender Schritt sollte bezüglich
der Verantwortlichkeit umgesetzt werden: Die neuen Richtlinien sollten dereinst nicht
mehr von der SKOS erlassen werden, sondern von der SODK. Dies würde neue
Zuständigkeiten begründen: Die SKOS bliebe als Fachorganisation weiterhin
Ansprechpartnerin, die politische Verantwortung würde jedoch an die SODK
abgetreten. Dadurch sollte die politische Legitimation der Richtlinien gestärkt werden.

An der Vernehmlassung beteiligten sich von den rund 960 eingeladenen Parteien fast
660. Es galt zu den Bereichen Höhe des Grundbedarfs, Höhe der Leistungen für grosse
Familien, Höhe der Leistungen für junge Erwachsene, Anwendung der Leistungen mit
Anreizcharakter, Ausmass der Sanktionen, Gestaltung situationsbedingter Leistungen
sowie zu den Schwelleneffekten Stellung zu nehmen. Der Vorstand der SKOS kam zum
Schluss, dass es sich anbieten würde, die Richtlinien in zwei Etappen zu revidieren,
respektive in einer dritten Etappe eine Neugestaltung der gesamten Richtlinien
anzustreben. 
So lauteten die Empfehlungen der SKOS zu Handen der SODK per 2016, über die Höhe
des Grundbedarfs zu befinden (tiefere Ansätze für junge Erwachsene), eine
Verschärfung der Sanktionen zu bestimmen sowie die Nothilfe genauer zu definieren.
Der Fortbestand der Integrationszulage sollte vorerst zwar debattiert werden, deren
Präzisierung sollte jedoch gemeinsam mit weiteren Änderungen erst in einer zweiten
Etappe umgesetzt werden. Die Verabschiedung der Richtlinien oblag in der Folge der
SODK. 10

Nach dem Grundsatzentscheid, die Richtlinien zur Sozialhilfe durch die SODK erstellen
zu lassen und sie einer Teilreform zu unterziehen, lag der Ball bei den Kantonen
respektive ihren Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren. Zuvor hatte die SKOS noch
federführend eine Vernehmlassung durchgeführt, ihre Schlüsse daraus gezogen sowie
Empfehlungen formuliert.
Es wurde Mai, bis die SODK eine erste Stellungnahme publizierte: An einer Tagung in
Thun wurden die Eckwerte der Revision bestimmt, wobei die Neuausrichtung deutlich
bemerkbar war. So soll etwa Grossfamilien ein reduzierter Grundbedarf attestiert
werden, der jedoch auch für junge Erwachsene gelten würde. Zudem wurde eine
Verschärfung der Sanktionen sowie eine Überarbeitung des Anreizsystems beschlossen.
Um die Inkraftsetzung der neuen Richtlinien per Anfang 2016 zu ermöglichen, sollen
diese Änderungen im Herbst 2015 beschlossen werden. 

In der Presse wurde der generell als härter bezeichnete Kurs der Kantone breit
diskutiert. „Die Schraube werde angezogen“, titelte etwa das St. Galler Tagblatt und die
NZZ ortete ein Straffen der Zügel durch die Kantone, wobei die bemängelte
Legitimation der zuvor federführenden SKOS angetönt wurde. Der nächste Schritt war
dann die Einigung mit den Akteuren, wobei es um Geldbeträge ging. 11

ANDERES
DATUM: 21.05.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Teilreform der Richtlinien zur Sozialhilfe wurde im September konkretisiert und
beschlossen. In einer zweiten Sozialkonferenz verabschiedeten die Mitglieder der SODK
die neuen Richtlinien. Der bereits im Frühjahr beschlossene strengere Kurs wurde nun
in den Richtlinien festgehalten. Der Grundbedarf für Grossfamilien wurde um CHF 76
pro Person reduziert. Ebenso wurde jungen Erwachsenen der Ansatz um 20% auf noch
CHF 789 monatlich gekürzt. Bezüglich Sanktionsmöglichkeiten wurde neu beschlossen,
dass Leistungen bis zu 30% gekürzt werden dürfen. Die Integrationszulage wurde
beibehalten, jedoch entfiel eine Festsetzung des Minimums der Zulage. 
Die SODK legte Wert darauf zu kommunizieren, dass die neuen Bestimmungen in
Zusammenarbeit mit den Gemeinden und Städten sowie der SKOS zustande gekommen
seien. Allein mit der Revision könne der Kostendruck in der Sozialhilfe jedoch nicht
abgefedert werden, weswegen weitere Massnahmen notwendig sein werden – genannt
wurden der Sozialhilfe vorgelagerte Systeme oder das Unterhaltsrecht im ZGB.

In der Presse schlugen die neuen Bestimmungen hohe Wellen; die Kommentare
reichten von relativer Zustimmung (Weltwoche) bis zu einem „Wendepunkt für
Sozialhilfeempfänger“ (Neue Luzerner Zeitung). Freilich wurde auch die Ablehnung der
SP oder auch der Caritas wiedergegeben; beide Akteure sprachen von Willkür und
Druck von rechts. Die SKOS rechnete mit einer Ersparnis von CHF 50 Mio. oder 2%
durch die neuen Eckwerte. SODK-Präsident Gomm (SO, sp) wollte aber in der NLZ nicht

ANDERES
DATUM: 21.09.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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von monetären Anreizen sprechen, sondern sah in den neuen Richtlinien Massnahmen,
die verbessern sollten, was politisch nicht funktionierte. Das Co-Präsidium der SKOS
zeigte sich enttäuscht: Die Massnahmen träfen die Schwächsten, erklärte Felix Wolffers
und auch Therese Frösch gab ihre Enttäuschung zu Protokoll, erklärte aber auch, dass
die Sozialhilfe unter Beschuss sei und es daher nötig sei, Mehrheiten zu schaffen. 12

Nachdem erste Massnahmen per Anfang 2016 in Kraft gesetzt worden waren, galt es im
Verlauf des Jahres, die zweite Etappe der Revision der SKOS-Richtlinien anzugehen. Im
Zuge der Teilrevision dieser Richtlinien hatten sich SKOS und SODK geeinigt, den
Prozess in zwei Schritten umzusetzen. Dieser zweite Schritt umfasste die Revision der
situationsbedingten Leistungen (SIL), die Formulierung von Empfehlungen zur
Verminderung von Schwelleneffekten, eine genauere Definition der Trennlinie zwischen
Sozial- und Nothilfe sowie die Erstellung von Vorgaben für Mietzinsmaxima sowie
Möglichkeiten zur besseren Arbeitsintegration von Müttern. Zudem wurde beschlossen,
dass die Teuerungsanpassung für den Grundbedarf der Sozialhilfe auch weiterhin
zeitgleich und im gleichen prozentualen Umfang erfolgen soll wie beim Lebensbedarf
der Ergänzungsleistungen zur AHV und IV.

Im Mai wurden diese Teilbereiche konkretisiert und verabschiedet, sie sollen auf den 1.
Januar 2017 von den Kantonen umgesetzt werden. Darüber hinaus einigte man sich an
einer Sozialkonferenz über Empfehlungen für unbegleitete minderjährige Kinder und
Jugendliche aus dem Asylbereich – Asylgesuche aus dieser Kategorie haben merklich
zugenommen im vergangenen Jahr – und formulierte Empfehlungen für die
Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendpolitik in den Kantonen. Rückblickend wurde
auch festgehalten, dass die beschlossenen Massnahmen aus der ersten Etappe der
Teilrevision von 20 Kantonen umgesetzt werden; dies wurde als grosser Beitrag zur
Harmonisierung der Sozialhilfe gewertet. Die übrigen Kantone waren bereits früher auf
einem ähnlich strengen Kurs oder hatten den eigenen Umsetzungsentscheid noch
vertagt. 13

ANDERES
DATUM: 20.05.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Gespalten war die CVP bei der Asylpolitik. Vor der Asyldebatte in der Sommersession
hatten sich einige CVP-Nationalräte unter Führung des Zugers Gerhard Pfister für eine
Streichung der Sozialhilfe für Asylbewerber ausgesprochen. Nur noch Nothilfe soll
gewährt werden. Präsident Darbellay befand, dies sei mit der humanitären Tradition der
Partei nicht kompatibel. Letztlich verhalfen aber die CVP-Parlamentarier der
verschärften Asylgesetzrevision zum Durchbruch. Nicht nur der Idee von Not- statt
Sozialhilfe, sondern auch den gesonderten Zentren für renitente Asylsuchende, der
Abschaffung von Dienstverweigerung als Asylgrund und der Streichung der Möglichkeit,
bei Botschaften Asylgesuche zu stellen, verschafften die CVP-Räte zu einer knappen
Mehrheit. Damit wurde die Parteispitze – auch Fraktionspräsident Schwaller sprach sich
gegen die Neuerung aus – in der Asylpolitik desavouiert. 14

ANDERES
DATUM: 30.06.2012
MARC BÜHLMANN
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